
  

  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         20.07.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 13.07.2022: 

 
zu 9.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur 

Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte für Geflüchtete 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
Vorlage: VII/2022/04290 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) in den 
Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss 

durch Geschäftsordnungsantrag der AfD-Stadtratsfraktion in den Hauptausschuss und durch 
Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Freie Demokraten in den Ausschuss für Finanzen, 

städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, wie in der Stadt Halle (Saale) nach den 
Erfahrungen des Pilotprojektes der Stadt Dresden, eine elektronische 
Gesundheitskarte für alle Leistungsberechtigten nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) eingeführt werden kann. 
 
 
 

 

 

F.d.R. 

 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         20.07.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 13.07.2022: 
 
 
zu 9.2 Antrag der CDU-Fraktion zur Wahl des 1. Stellvertreters der 

Vorsitzenden des Stadtrates Halle (Saale) 
Vorlage: VII/2022/04282 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat wählt Herrn Bernhard Bönisch zum 1. Stellvertreter der Vorsitzenden des 
Stadtrates Halle (Saale). 
 
 
 

 

 

F.d.R. 

 

 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
Stadt Halle (Saale)         20.07.2022 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 13.07.2022: 
 
 
zu 9.3 Antrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER zur Prüfung 

einer Fusion von HWG und GWG 
Vorlage: VII/2022/04296 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER in den 
Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 

durch Geschäftsordnungsantrag der AfD-Stadtratsfraktion in den Hauptausschuss und durch 
Geschäftsordnungsantrag der MitBürger & Die PARTEI in den Ausschuss für Wirtschaft, 

Wissenschaft, Stadtentwicklung und Digitalisierung 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

Die Stadtverwaltung prüft mit Hilfe der BMA BeteiligungsManagementAnstalt Halle (Saale) 
die Folgen einer Fusion von Hallescher Wohnungsgesellschaft mbH (HWG) und GWG 
Gesellschaft für Wohn- und Gewerbeimmobilien Halle-Neustadt mbH. Zugrunde gelegt wird 
dabei die Informationsvorlage Nr. V/2010/09042. 

Die Verwaltung legt in diesem Kontext dar, ob sie der im Jahr 2010 gegebenen Einschätzung 
weiterhin folgt. Dabei soll ausschließlich das Modell „Fusion“ in Betracht gezogen werden, 
mit einem Prozess des Zusammenwachsens, der sich über mehrere Jahre erstreckt. 

Im Punkt 6c der Informationsvorlage wurden verschiedene Maßnahmen zur Zielerreichung 
empfohlen. Die Verwaltung prüft die Aktualität dieser Zielsetzungen. 

Das Ergebnis der Prüfungen wird dem Stadtrat im September 2022 vorgelegt. 

F.d.R. 

 

 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         20.07.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 13.07.2022: 
 
 
zu 9.4 Antrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER zur 

Unterzeichnung der Circular Cities Declaration 
Vorlage: VII/2022/04297 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER in den 
Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung 

 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Stadtrat beauftragt den Oberbürgermeister bzw. dessen Stellvertreter, die Circular Cities 
Declaration, Erklärung für nachhaltige, kreislaufwirtschaftsorientierte Städte, zu 
unterzeichnen. 

 
 

 

 

F.d.R. 

 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
Stadt Halle (Saale)         20.07.2022 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 13.07.2022: 
 
 
zu 9.5 Antrag der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE, 

Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER, MitBürger & Die PARTEI, CDU 
und FDP zur Besetzung des Engagement-Beirates 
Vorlage: VII/2022/04320 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  einstimmig zugestimmt 
 

38 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltung 
 
 

 

Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Vorlage zu erarbeiten, welche bis zu zwei 
Stellvertreter:innen für die nach § 6 Absatz 1 der Richtlinie zur Förderung und Anerkennung 
bürgerschaftlichen Engagements i. V. m. § 79 Kommunalverfassungsgesetz Land Sachsen-
Anhalt berufenen Mitglieder des Engagement-Beirates benennt. Diese Vorlage ist spätestens 
im September 2022 in den Stadtrat einzubringen. 
 
 
 

 

 

F.d.R. 

 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 



  

  
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         20.07.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 13.07.2022: 
 
 
zu 9.6 Antrag der Fraktion Freie Demokraten (FDP) zur Abschätzung von 

Kostensteigerungen bei Betriebs- und Nebenkosten 
Vorlage: VII/2022/04273 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  verwiesen 
 

durch Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Freie Demokraten in den Ausschuss für 
Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften 

und durch Geschäftsordnungsantrag der CDU-Fraktion in den Ausschuss für Wirtschaft, 
Wissenschaft, Stadtentwicklung und Digitalisierung 

 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert zu prüfen, welche Kostensteigerungen bei 
Betriebs- und Nebenkosten im Jahr 2023 auf die Stadtverwaltung, die von ihr 
finanzierten Projekte, Maßnahmen und Vereine zukommen. Das Prüfergebnis ist dem 
Stadtrat im Oktober 2022 vorzulegen. 

2. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, bei Vorlage des Haushaltsentwurfes 
darzulegen, in welcher Form sie die erhöhten Kosten bei der Aufstellung des 
Haushalts berücksichtigt hat. 

 

 

 

F.d.R. 

 
____________________________ 
Maik Stehle 
Protokollführer 
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